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sionsgefahr bringt, wird von einem gesellschaftlichen Organ 
der Rechtspflege zur Verantwortung gezogen oder mit öffent­
lichem Tadel, Geldstrafe oder mit Verurteilung auf Bewäh­
rung bestraft.

A n m e r k u n g  :
Handlungen, die die Brandsicherheit nicht erheblich ge­

fährden, können als Ordnungswidrigkeiten verfolgt werden.

1. Diese Bestim m ung dient der allseitigen Durchsetzung und G ew ähr­
leistung des Schutzes vor Brand- und Explosionsgefahren. Sie hat

große Bedeutung fü r den vorbeugenden Brandschutz und richtet sich ge­
gen konkrete B rand- oder Explosionsgefahren. Es ist notwendig, die s tra f­
rechtliche V erantw ortlichkeit bereits fü r diese G efährdung zu begründen 
und sie nicht auf G efährdungen durch B rände oder Explosionen zu be­
schränken. Entsprechend den durch die technische Entwicklung angewach­
senen G efahren ist auch die Explosionsgefährdung erfaßt.

2. Nach § 187 w ird derjenige zur V erantw ortung gezogen, der den 
gesetzlichen Bestimmungen oder Auflagen der zentralen, örtlichen

oder betrieblichen Brandschutzorgane und anderer fü r den Brandschutz 
verantw ortlicher Organe, z. B. A rbeitsschutzinspektionen, zuw iderhandelt 
und dadurch die G esundheit oder das Leben eines Menschen unm ittelbar 
gefährdet oder die ln § 185 Abs. 1 genannten G egenstände ln unm ittelbare 
B rand- oder Explosionsgefahr bringt.

Auflagen sind m ündliche oder schriftliche Verfügungen oder A uffor­
derungen der dafür verantw ortlichen Organe, z. B. der freiw illigen Feuer­
wehr, zur Beseitigung von M ängeln im Brandschutz. Das Zuw iderhandeln 
muß unm ittelbare G efährdungssituationen und nicht nu r die abstrakte 
Möglichkeit einer G efahr hervorrufen. Hinsichtlich der unm ittelbaren 
G efahr vgl. § 186, Anm. 2.

Das Zuw iderhandeln muß entw eder eine konkrete G efahr fü r das 
Leben oder die G esundheit eines Menschen oder eine konkrete B rand­
oder Explosionsgefahr für die in § 185 Abs. 1 genannten Gegenstände ver­
ursachen.

Bei der Einschätzung der unm ittelbaren  G efahr sind solche Um stände 
w ie z. B. W indrichtung, W etter, Jahreszeit, W aldbrandw arnstufe, E nt­
fernung zum betreffenden Menschen oder Gegenstand, vorherige S chutz­
m aßnahm en oder B rennbarkeit bzw. E ntflam m barkeit des M aterials zu 
prüfen.

Sowohl das Zuw iderhandeln gegen gesetzliche Bestim m ungen oder 
Auflagen der Brandschutzorgane als auch die H erbeiführung der unm it­
telbaren G efahr kann vorsätzlich oder fahrlässig erfolgen.

3. H andlungen, die keine erhebliche Brandgefahr, d. h. keine unm ittel­
bare in § 187 bezeichnete G efahr herbeiführen, können als O rd­

nungsw idrigkeiten nach §11 Brandschutzgesetz vom 18.1,56 (GBl. I S. 110


